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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Steuerliche Erleichterungen bei der Beseitigung der Hochwasserschäden 
 
Bund und Länder haben in Sondersitzungen zur Unterstützung der Bewältigung 
des außergewöhnlichen und parallel zur Corona-Pandemie eingetretenen 
Unwetterereignisses die für Naturkatastrophen vorgesehenen steuerlichen 
Erleichterungen erweitert und die Berücksichtigung dieser Maßnahmen auch in 
den nicht vom Hochwasser betroffenen Ländern geregelt. 

Aufgrund der Starkregenfälle und des damit einhergehenden Hochwassers Mitte 
Juli sind in mehreren Ländern beträchtliche Schäden entstanden. Mit Zustimmung 
des Bundesministeriums der Finanzen hatten die obersten Finanzbehörden 
mehrerer betroffener Länder bereits sog. Katastrophenerlasse (siehe 
unseren Blogbeitrag) herausgegeben. Darin enthalten sind verschiedene 
steuerliche Erleichterungen. 

Die Erleichterungen sollen ausgeweitet und weiter konkretisiert werden, um noch 
besser und schneller auf die Bedürfnisse vor Ort reagieren zu können. Bund und 
Ländern haben sich in Sondersitzungen u.a. auf Folgendes verständigt: 

• Geringere Nachweispflichten bei der Prüfung der 
wirtschaftlichen Hilfsbedürftigkeit, 

• Ermöglichung des Einsatzes eigener Mittel gemeinnütziger 
Körperschafen zur Unterstützung der Betroffenen auch 
außerhalb der Satzungszwecke, 

• Gewährung des Betriebsausgabenabzugs für zahlreiche 
Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen, 

• Möglichkeit für Arbeitgeber, ihren geschädigten Angestellten 
unentgeltlich Verpflegung zur Verfügung zu stellen, 
und z.B. Fahrzeuge, Wohnungen und Unterkünfte steuerfrei zur 
Nutzung zu überlassen, 

• Ermöglichung für Unternehmen, unentgeltlich Beherbergungs- 
und sonstige Leistungen (z.B. Aufräumarbeiten mit eigenem 
Gerät und Personal) an Betroffene zu erbringen oder für den 
täglichen Bedarf notwendige Güter zur Verfügung zu stellen 
ohne dass dies eine Besteuerung der unentgeltlichen 
Wertabgabe oder eine Vorsteuerkorrektur auslöst und 

• Möglichkeit der Herabsetzung der Umsatzsteuer-
Sondervorauszahlung 2021 ggf. bis auf Null, ohne dass die 
gewährte Dauerfristverlängerung durch die 
Erstattung bzw. Festsetzung auf Null berührt wird. 

Die betroffenen Länder haben bereits angekündigt, ihre bereits herausgegebenen 
Katastrophenerlasse entsprechend anzupassen. 

Zudem haben Bund und Länder vereinbart, dass die steuerlichen Erleichterungen 
zur Bewältigung der Hochwasserkatastrophe auch dann greifen, wenn die 
zuwendende Person nicht in einem vom Hochwasser betroffenen Land wohnt. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/07/26/finmin-nrw-und-rheinland-pfalz-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-unwetterschaeden/
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Dadurch wird aus steuerrechtlicher Sicht sichergestellt, dass alle Zuwendungen 
die Betroffenen schnell und unbürokratisch erreichen und dass das ehrenamtliche 
Engagement nicht vor den Landesgrenzen Halt macht. 

Fundstelle 

BMF, Pressemitteilung vom 23. Juli 2021.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2021/07/2021-07-23-steuerliche-erleichterungen-hochwasser.html?cms_pk_kwd=23.07.2021_Steuerliche+Erleichterungen+bei+der+Beseitigung+der+Hochwassersch%C3%A4den&cms_pk_campaign=Newsletter-23.07.2021
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 29. Juli 2021 

 
 
Eine "Anschaffung" bzw. "Veräußerung" i.S. des § 23 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 EStG liegt vor, wenn die übereinstimmenden 
rechtsgeschäftlichen Verpflichtungserklärungen beider 
Vertragspartner innerhalb der Zehn-Jahres-Frist bindend 
abgegeben worden sind (Anschluss an BFH-Urteil vom 10.02.2015 
- IX R 23/13, BFHE 249, 149, BStBl II 2015, 487).  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 

Eine steuerschädliche Nutzungsüberlassung an Dritte ist nicht 
anzunehmen, wenn der Erblasser oder Schenker sowohl das 
Besitzunternehmen als auch die Betriebskapitalgesellschaft 
faktisch beherrscht. Dazu ist eine Einwirkung des Erblassers oder 
Schenkers mit den Mitteln des Gesellschaftsrechts auf die zur 
Beherrschung führenden Stimmrechte notwendig. Ein Einfluss nur 
auf die kaufmännische oder technische Betriebsführung ohne 
Möglichkeit der Erlangung einer Stimmenmehrheit reicht nicht aus. 
Wird ein Grundstück an eine Kapitalgesellschaft verpachtet, ist 
auch dann von einer steuerschädlichen Nutzungsüberlassung an 
Dritte auszugehen, wenn Erwerber des Betriebsvermögens der 
Gesellschafter der Kapitalgesellschaft ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
Wird ein Teil der Abfindung eines Arbeitnehmers im Wege der 
Entgeltumwandlung dem arbeitnehmerfinanzierten Aufbaukonto 
der betrieblichen Altersversorgung in Form einer Direktzusage 
zugeführt, liegt im Zeitpunkt der Entgeltumwandlung insoweit kein 
Zufluss von Arbeitslohn vor. 
Erfolgt die Auszahlung des im Aufbaukonto über mehrere Jahre im 
Wege der Entgeltumwandlung angesammelten 
Versorgungsguthabens als Einmalzahlung, kann eine Vergütung 
für mehrjährige Tätigkeit i.S. des § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG 
anzunehmen sein. 
 
Zum Urteil 
 
 

Urteil IX R 10/20: 
Privates 
Veräußerungsgeschäft 
- Berechnung der Zehn-
Jahres-Frist bei 
Erteilung einer 
sanierungsrechtlichen 
Genehmigung 
 
 
 
25. März 2021 
 

Urteil II R 26/18: 
Erbschaft- und 
Schenkungsteuer: 
Begünstigung von 
Grundstücken im 
Betriebsvermögen bei 
Nutzungsüberlassung 
an Dritte 
 
 
 
23. Februar 2021 
 

 

 
Urteil IX R 3/20: 
Auszahlung aus einem 
Aufbaukonto der 
betrieblichen 
Altersversorgung als 
ermäßigt zu 
besteuernde 
Vergütung für 
mehrjährige Tätigkeit 
 
 
23. April 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110142/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110141/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Beschluss V B 29/20: Ort der Akteneinsicht im finanzgerichtlichen 
Verfahren in Pandemiezeiten 
18. März 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 11/20: Kindergeldbezug aufgrund inländischer Einkünfte 
23. März 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 24/19: Zollwertrechtliche Behandlung von Kosten für 
Schadstoff- und Qualitätsprüfungen 
23. März 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil IX R 20/19: Einkünfte aus (echten) Edelmetall-Pensionsgeschäften 
im Privatvermögen 
23. April 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

BGH: Straftatbestand der Steuerhinterziehung durch Cum-Ex-Geschäfte 
erfüllt 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden, dass die Geltendmachung 
tatsächlich nicht einbehaltener Kapitalertragsteuer gegenüber den 
Finanzbehörden auf der Grundlage von Cum-Ex-Geschäften den Straftatbestand 
der Steuerhinterziehung erfüllt. 

Sachverhalt und bisheriger Prozessverlauf 

Das Landgericht hat den Angeklagten S. im Zusammenhang mit sog. Cum-Ex-
Geschäften in den Jahren 2007 bis 2011 wegen Steuerhinterziehung in mehreren 
Fällen zu einer Bewährungsstrafe von einem Jahr und zehn Monaten verurteilt; 
gegen den Mitangeklagten D. hat es wegen mehrerer Fälle der Beihilfe zur 
Steuerhinterziehung eine Bewährungsstrafe von einem Jahr verhängt. Zudem hat 
es bei dem Angeklagten S. Taterträge in Höhe von 14 Millionen Euro sowie bei 
dem Bankhaus W. als der Einziehungsbeteiligten in Höhe von ca. 176 Millionen 
Euro eingezogen. 

Dem Urteil des Landgerichts lagen folgende Feststellungen zugrunde: 

Der Angeklagte S. und Verantwortliche des Bankhauses W., insbesondere die 
gesondert Verfolgten Dr. O. und Sc., verabredeten in den Jahren 2007 bis 2011, 
deutsche Finanzbehörden durch wahrheitswidrige Erklärungen zur Erstattung 
angeblich gezahlter Kapitalertragsteuer in Millionenhöhe zu veranlassen, die 
tatsächlich aber nicht entrichtet wurde. Hierfür plante und organisierte der 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110144/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110140/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110143/
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Angeklagte S. eine Vielzahl vom Bankhaus W. durchgeführter Cum-Ex-
Leerverkaufsgeschäfte, die wie folgt abliefen: Das Bankhaus W. kaufte in der 
Dividendensaison der Jahre 2007 bis 2011 von Leerverkäufern jeweils kurz vor 
dem Hauptversammlungstag Aktien mit Dividendenanspruch (sog. „Cum-Aktien“); 
die Leerverkäufer lieferten – wie von vornherein geplant und auch gewollt – 
Aktien ohne Dividendenanspruch (sog. „Ex-Aktien“) und leisteten zur 
Kompensation an das Bankhaus W. je eine Ausgleichszahlung (sog. 
Dividendenkompensationszahlung), für die ab dem Jahr 2007 Kapitalertragsteuer 
zu entrichten ist. Allen Beteiligten war als Bankkaufleuten bekannt, dass diese 
Steuer weder auf Seiten der Leerverkäufer noch sonst einbehalten wurde. 
Gleichwohl stellte das Bankhaus W. sich selbst Steuerbescheinigungen zur 
Vorlage bei den Finanzbehörden aus, mit denen es – fälschlicherweise – den 
angeblichen Steuereinbehalt bestätigte. Unter Vorlage dieser Bescheinigungen 
bei den Finanzbehörden erreichten insbesondere die gesondert Verfolgten Dr. O. 
und Sc., dass an die Einziehungsbeteiligte zu Unrecht insgesamt über 166 
Millionen Euro ausbezahlt wurden. Aus diesen Taterträgen erwirtschaftete die 
Einziehungsbeteiligte weitere 10 Millionen Euro. 

In den Jahren 2009 bis 2011 war der Angeklagte S. noch an weiteren Fällen 
maßgeblich beteiligt, in denen die umgesetzte Strategie dem Vorgehen in den 
Eigenhandelsfällen des Bankhauses W. entsprach, jedoch eigens für diesen 
Zweck gegründete Fonds die Rolle des Leerkäufers übernahmen. Nach Vorlage – 
inhaltlich falscher – Steuerbescheinigungen, die den angeblichen Steuereinbehalt 
für die durchgeführten Cum-Ex-Transaktionen bestätigten, zahlten die 
Finanzbehörden an die Fonds zu Unrecht über 226 Millionen Euro aus. 

Der Angeklagte S. profitierte von den Geschäften insgesamt in Höhe von 14 
Millionen Euro. Hingegen war der Angeklagte D. an den Profiten nicht beteiligt; 
ihm kamen auch nur unterstützende Aufgaben zu. 

Entscheidung des BGH 

Der u.a. für Steuerstrafsachen zuständige 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs 
hat die gegen dieses Urteil von allen Verfahrensbeteiligten – mit unterschiedlicher 
Reichweite und Angriffsrichtung – eingelegten Revisionen verworfen und nur den 
Schuldspruch in Bezug auf den Angeklagten D. unter Aufrechterhaltung der 
verhängten Strafe dahin geändert, als dieser Angeklagte einer einheitlichen 
Beihilfe schuldig ist. 

Mit seiner Entscheidung hat der Bundesgerichtshof die Auffassung der Vorinstanz 
bestätigt, dass die Geltendmachung tatsächlich nicht einbehaltener 
Kapitalertragsteuer gegenüber den Finanzbehörden auf der Grundlage derartiger 
Cum-Ex-Geschäfte den Straftatbestand der Steuerhinterziehung erfüllt. 

An einer vorsätzlichen Begehung konnte – wie das Landgericht ohne 
Rechtsfehler ausgeführt hat – kein Zweifel bestehen, weil die Beteiligten um den 
Dividendenstichtag herum bewusst arbeitsteilig auf die Auszahlung nicht 
abgeführter Kapitalertragsteuer hingewirkt haben. Zum Zeitpunkt der Begehung 
der Taten sah das Gesetz bereits in den insoweit einschlägigen Vorschriften eine 
klare und eindeutige Regelung vor, gegen die die Beteiligten nach den 
rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen des Landgerichts verstoßen haben. 
Dies ergibt sich schon daraus, dass nur die tatsächlich einbehaltene 
Kapitalertragsteuer zur Anrechnung und Auszahlung angemeldet werden darf. 
Zudem betrifft die von der Revision angeführte Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs zum wirtschaftlichen Eigentum solche Konstellationen nicht, 
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weil der bloße Abschluss derartiger Leerverkaufsabreden kein wirtschaftliches 
Eigentum begründen konnte. 

Die Revisionen des Angeklagten S. und des Bankhauses W. gegen die sie 
betreffenden Einziehungsentscheidungen blieben ohne Erfolg. Das Landgericht 
hat auf Grundlage der rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen die 
Voraussetzungen der jeweiligen Einziehung zu Recht bejaht und anhand der 
erzielten Taterträge und der hieraus gezogenen Nutzungen die Höhe der 
Einziehungsbeträge zutreffend bestimmt. Jedenfalls auf Grund der durch das 
Jahressteuergesetz 2020 vom 21. Dezember 2020 neu eingeführten Regelung 
des § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB ist die Einziehung auch nicht wegen Verjährung 
ausgeschlossen. Ebenso wenig drang die Staatsanwaltschaft mit ihrer 
Beanstandung durch, das Landgericht habe bei den Einziehungsanordnungen zu 
Unrecht zugunsten des Angeklagten S. und der Einziehungsbeteiligten eine 
gesamtschuldnerische Haftung angeordnet. Die getroffene Anordnung weist 
keinen Rechtsfehler auf. 

Mit der Entscheidung des Senats vom 28. Juli 2021 ist das Urteil des 
Landgerichts rechtskräftig. 

Fundstelle 

BGH, Urteil des 1. Strafsenats vom 28. Juli 2021 (1 StR 519/20), veröffentlicht am 
28. Juli 2021, vgl. die Pressemitteilung Nr. 146/2021 des BGH. 

 

Grunderwerbsteuer bei treuhänderischem Erwerb 

Erwirbt ein Treuhänder von einem Dritten für den Treugeber ein Grundstück 
(Erwerbstreuhand), ist sowohl der Grundstückserwerb durch den Treuhänder als 
auch der Erwerb der Verwertungsbefugnis durch den Treugeber 
grunderwerbsteuerpflichtig. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die A GbR war Eigentümerin eines Grundstücks. An der A GbR waren X zu 94 % 
und Y zu 6 % beteiligt. 

An der Klägerin, ebenfalls eine GbR, sind X zu 94 % und Z zu 6 % beteiligt. Die 
Klägerin erteilte Z den Auftrag, das Grundstück im eigenen Namen als 
Treuhänder und im Innenverhältnis auf Rechnung der Klägerin zu erwerben. 

Die A GbR veräußerte das Grundstück an Z. Das Finanzamt setzte gegenüber Z 
Grunderwerbsteuer fest. Dieser Bescheid war nicht Streitgegenstand. 

Ferner setzte das Finanzamt unter Berufung auf § 1 Abs. 2 des 
Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) gegenüber der Klägerin 
Grunderwerbsteuer fest. Die Bemessungsgrundlage setzte sich zusammen aus 
dem an Z erstatteten Kaufpreis, zuzüglich der dem Z ebenfalls erstatteten 
Grunderwerbsteuer sowie abzüglich eines nach § 5 Abs. 2 GrEStG steuerfreien 
Teils von 6 %, der der Höhe der Beteiligung von Z an der Klägerin entsprach. 

Mit ihrem Einspruch begehrte die Klägerin unter Hinweis auf § 6 Abs. 3 GrEStG 
die Freistellung auch des Anteils von 94 % und beantragte hilfsweise während 
des Einspruchsverfahrens die abweichende Steuerfestsetzung aus 
Billigkeitsgründen nach § 163 der Abgabenordnung (AO). Das Finanzamt wies 
den Einspruch zurück und lehnte innerhalb der Einspruchsentscheidung den 
Billigkeitsantrag ab. 

https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/2021146.html?nn=10690868
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Die Klägerin erhob Klage sowohl gegen die Festsetzung als auch gegen die 
ablehnende Billigkeitsentscheidung. Das Sächsische Finanzgericht setzte die 
Bemessungsgrundlage herab und führte aus, die Klage habe Erfolg. Nach dem 
Regelungszweck von § 6 Abs. 1 und 3 GrEStG scheide eine Erhebung der 
Grunderwerbsteuer für den Erwerb der Verwertungsbefugnis aus. Unabhängig 
von der Frage, ob insoweit eine rechtsfortbildende Gesetzesauslegung möglich 
sei, sei jedenfalls die teilweise Steuerbefreiung aus Billigkeitsgründen zu 
gewähren. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision des Finanzamtes stattgegeben und die Entscheidung 
der Vorinstanz aufgehoben. 

Die Festsetzung der Grunderwerbsteuer ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin 
nicht in ihren Rechten. Nach dem Grundstückserwerb durch Z von der A GbR 
durch Vertrag vom 20.11.2008, dessen Steuerpflicht nicht im Streit steht, hat die 
Klägerin im unmittelbaren Anschluss von Z die Verwertungsbefugnis an dem 
Grundstück erworben. Dieser Vorgang ist nach § 1 Abs. 2 GrEStG i.V.m. § 5 Abs. 
2 GrEStG mit einem Anteil von 94 % steuerpflichtig. 

Durch einen Geschäftsbesorgungsvertrag i. S. von § 675 BGB, der sich auf den 
Erwerb eines Grundstücks durch den Verpflichteten im eigenen Namen richtet, 
erlangt der Geschäftsherr die Rechtsmacht, von dem Beauftragten die Auflassung 
des Grundstücks (§ 925 BGB) zu verlangen (§ 667 BGB i. V. mit § 675 BGB) oder 
es bei entsprechender Ausgestaltung des Vertrags durch andere Maßnahmen der 
Substanz nach auf eigene Rechnung zu verwerten. Diese Rechtsmacht 
begründet eine Verwertungsbefugnis i. S. von § 1 Abs. 2 GrEStG. Für den 
unentgeltlichen Auftragserwerb gilt dasselbe. Eine Treuhandvereinbarung in 
Gestalt der sog. Erwerbstreuhand ist ein Geschäftsbesorgungsvertrag in diesem 
Sinne (vgl. BFH, Urteil vom 22. Oktober 2014, II R 41/13, Rz 15 f., m.w.N.). 

Erwirbt der Geschäftsbesorger oder Beauftragte im eigenen Namen das 
Grundstück, unterliegen sowohl dieser Erwerbsvorgang als auch gemäß § 1 Abs. 
2 GrEStG die damit dem Geschäftsherrn oder Auftraggeber verschaffte 
Rechtsmacht der Grunderwerbsteuer. 

Für Grund und Umfang von Steuerbefreiungen sind grundsätzlich beide 
Erwerbsvorgänge getrennt zu betrachten. 

Die Festsetzung von Grunderwerbsteuer und die abweichende Festsetzung der 
Grunderwerbsteuer aus Billigkeitsgründen nach § 163 AO begründen zwei 
selbständige Verfahren. 

Hat das Finanzamt im Rahmen einer die Festsetzung betreffenden 
Einspruchsentscheidung erstmals über einen Billigkeitsantrag entschieden, stellt 
eine unmittelbar erhobene Klage insoweit eine Sprungklage dar. Stimmt das 
Finanzamt dieser nicht zu, gilt sie als Einspruch. Das Verfahren ist formlos an das 
Finanzamt abzugeben. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 23. Februar 2021 (II R 22/19), veröffentlicht am 22. Juli 2021. 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110133/
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Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
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durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
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